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Kurz gemeldet 

Untersuchungsausschuss zur Aufarbeitung der NSU-Verbrechen eingesetzt
Der Thüringer Landtag kam vom 
25. bis 27. Januar zu seinen ers-
ten Plenarsitzungen in diesem 
Jahr zusammen. Auf Antrag der 
Fraktionen der CDU, DIE LINKE, 
der SPD, der FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN wurde der Un-
tersuchungsausschuss „Mögli-
ches Fehlverhalten der Thürin-
ger Sicherheits- und Justizbehör-
den, einschließlich der zuständi-
gen Ministerien unter Einschluss 
der politischen Leitungen, sowie 
der mit den Sicherheitsbehörden 
zusammenarbeitenden Personen 
im Zusammenhang mit Aktivitä-
ten rechtsextremer Strukturen, 
insbesondere des ‚Nationalsozi-
alistischen Untergrunds“ (NSU) 
und des ‚Thüringer Heimatschut-

zes’ (THS) und seiner Mitglieder, 
sowie mögliche Fehler der Thü-
ringer Sicherheits- und Justizbe-
hörden bei der Aufklärung und 
Verfolgung der dem NSU und 
ihm verbundener Netzwerke zu-
gerechneten Straftaten“ einge-
richtet. Zur Vorsitzenden des Un-
tersuchungsausschusses wurde 
Dorothea Marx (SPD) gewählt, 
ihre Stellvertreterin ist Martina 
Renner (DIE LINKE). In diesem Zu-
sammenhang debattierten die 
Volksvertreter über eine Ände-
rung des Thüringer Verfassungs-
schutzgesetzes, welches eine An-
passung der Regelungen über 
die Kontrolltätigkeit der Parla-
mentarischen Kontrollkommissi-
on (ParlKK) an die Regelung des 

Bundes vorsieht, um die Infor-
mations- und Handlungsmög-
lichkeiten der ParlKK transparen-
ter zu gestalten. Zudem berie-
ten die Abgeordneten über eine 
Änderung des Thüringer Unter-
suchungsausschussgesetzes zur 
Stärkung der Rechte von Unter-
suchungsausschüssen als wirksa-
mes Kontrollwerkzeug des Parla-
ments - insbesondere der Oppo-
sition als Minderheit - gegenüber 
der Regierung. Darüber hinaus 
wurde das Gesetz über den Bei-
tritt zum Staatsvertrag über die 
Einrichtung einer Gemeinsamen 
elektronischen Überwachungs-
stelle der Länder von den Abge-
ordneten verabschiedet. In ihrer 
Aktuellen Stunde thematisierte 

die Fraktion der CDU das Thema 
„Staatsleistungen an die Kirchen 
in Thüringen: Kein Anlass für 
Neubewertungen“, die SPD dis-
kutierte in ihrer Aktuellen Stun-
de über den Solarstandort Thü-
ringen. Ebenso debattierte die 
Fraktion DIE LINKE in einem wei-
teren Tagesordnungspunkt über 
eine menschenwürdige medizi-
nische Behandlung von Flücht-
lingen. Die Abgeordneten der 
FDP-Fraktion beschäftigten sich 
mit der Stärkung der Leistungs-
fähigkeit der Freiwilligen Feuer-
wehren. Über die Umsetzung von 
‚Rio + 20’ in Thüringen debattier-
ten die Parlamentarier auf Anre-
gung der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus
Mit einer Gedenkveranstal-
tung im Thüringer Landtag 
und einer Kranzniederlegung 
in der Gedenkstätte Buchen-
wald erinnerten Landtag und 
die Landesregierung am 27. 
Januar 2012 anlässlich des In-
ternationalen Holocaust-Ge-
denktags an die Opfer der 
nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft. Während der 
Gedenkveranstaltung im Ple-
narsaal sagte Landtagspräsi-
dentin Birgit Diezel (CDU): „Un-
ser Gedenken ist den Millionen 
Opfern gewidmet, die der Na-
tionalsozialismus in aller Welt 
gefordert hat. Wir verneigen 
uns in ehrendem Gedenken vor 
all jenen Menschen, die dem 
Rassenwahn, der Grausamkeit 
und Intoleranz zum Opfer fie-
len. Wir wollen die Erinnerung 
an ein sich immer weiter ent-
fernendes Menschheitsverbre-
chen wach halten, nicht um 
Schuldgefühle hervorzurufen, 
sondern um Verantwortungs-
bewusstsein zu wecken.“ Land-
tagspräsidentin Birgit Diezel   
(CDU) und Ministerpräsidentin 
Christine Lieberknecht (CDU) 

eröffneten die Gedenkveran-
staltung. Ottomar Rothmann, 
ehemaliger Häftling des Kon-
zentrationslagers Buchenwald 
und Mitglied im Häftlingsbei-
rat hielt die Gedenkrede. Bei 
der sich anschließenden Kranz-

niederlegung in der Gedenk-
stätte Buchenwald war neben 
der Landtagspräsidentin und 
Abgeordneten des Thüringer 
Landtags auch der Präsident 

des Senats der Republik Italien, 
Senator Renato Schifani, anwe-
send. Mit einem Kranzgebinde 
gedachte er besonders der ita-
lienischen Opfer.
„An Auschwitz und Buchen-
wald wird uns die Unabweis-

barkeit der Erinnerung be-
wusst“, sagte Frau Diezel an-
lässlich der Kranzniederlegung. 
„Auschwitz, Buchenwald und 
die vielen anderen Konzentra-

tionslager in Europa erinnern 
uns daran, wie nah Intoleranz, 
Terror gegen Andersdenken-
de und Völkermord beieinan-
der liegen können. Sie mahnen 
uns daher, allen Regungen von 
Fremdenhass und allen Angrif-
fen auf die Menschenwürde 
konsequent und entschieden 
entgegenzutreten. Die Opfer 
der Nationalsozialisten bleiben 
unvergessen“, so die Landtags-
präsidentin. 
Im Vorfeld des Gedenktags 
fanden am 16. Januar 2012 Zeit-
zeugengespräche in den Räu-
men des Thüringer Landtags 
statt. Überlebende der Konzen-
trationslager Buchenwald und 
Mittelbau-Dora haben rund 
280 Schülern über ihre Erleb-
nisse und Erfahrungen berich-
tet (Seite 2). Am 27. Januar vor 
67 Jahren wurde das Konzent-
rationslager Auschwitz befreit. 
Jedes Jahr wird mit dem Ge-
denktag für die Opfer des Na-
tionalsozialismus an dieses Er-
eignis erinnert. Der Gedenktag 
wurde 1996 auf Initiative des 
damaligen Bundespräsidenten 
Roman Herzog eingeführt.

V.r.n.l. Landtagspräsidentin Diezel mit Ottomar Rothmann und Minister-

präsidentin Lieberknecht

Am 9. Januar empfing der Thüringer Landtag traditionell die Sternsinger, die in diesem Jahr aus Pößneck, Ilmenau und Heiligenstadt 
stammten. In den Gewändern der Heiligen drei Könige brachten die Kinder den Segen „Christus mansionem benedicat – Christus seg-
ne dieses Haus“ in den Landtag. +++ Vizepräsidentin Dr. Birgit Klaubert (DIE LINKE) besuchte als Patin im Verein „education4kenya“ 
Mitte Januar die Schule „Elimu Ya Kenya-Altenburger Land“ in Mombasa, Kenia, um sich vor Ort über die Arbeit des Vereins zu infor-
mieren. Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) gab eine Spende für die kenianischen Kinder mit auf den Weg. +++ Den Spendenerlös 
des Tags der offenen Tür 2011 übergab Landtagspräsidentin Birgit Diezel am 20. Dezember 2011 an die Elterninitiative leukämie- und 
tumorerkrankter Kinder Suhl/Erfurt e.V. im Helios-Klinikum Erfurt. 
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Aus der Arbeit der Ausschüsse 

Veranstaltungen im Landtag

Europaausschuss kritisiert EU-Vorgaben zum 
Haushaltsrecht
Der Europaausschuss hat am 
20. Januar 2012 einen Verord-
nungsvorschlag der Europäi-
schen Kommission zur Bewäl-
tigung der Euro-Krise kritisiert. 
Konkret ging es dabei um ei-
nen Verordnungsvorschlag der 
Kommission zur gesamtstaat-
lichen Haushaltsordnung. Der 
Ausschuss begründete sei-
ne Kritik damit, dass die vorge-
schlagenen Maßnahmen im Wi-
derspruch zum Haushaltsrecht 
von Bund und Ländern und ins-
besondere zu Artikel 100 der 
Thüringer Landesverfassung 

stünden. Die Landesregierung 
wurde beauftragt, sich im Bun-
desrat für eine Subsidiaritäts-
rüge gegenüber der Europäi-
schen Kommission einzusetzen. 
Am Ende der Sitzung zeigte sich 
der Vorsitzende des Europaaus-
schusses Jörg Kubitzki (DIE LIN-
KE) zufrieden: „Mit der heuti-
gen Sitzung hat der Ausschuss 
erneut deutlich gemacht, wie 
wichtig die Mitsprache des Thü-
ringer Landtags in europäischen 
Angelegenheiten ist und dass es 
möglich ist, auf Entscheidungen 
in Brüssel Einfluss zu nehmen.“

Haushalts- und Finanzausschuss
Schuldenbremse und Beihilfeverordnung waren Thema 
im Ausschuss
Der Haushalts- und Finanz-
ausschuss sprach sich in sei-
ner Tagung am 19. Januar 2012 
gegen die von der FDP vorge-
schlagene Einführung einer 
Schuldenbremse in der Thü-
ringer Verfassung aus. Grund 
war, dass die von der FDP ver-
langte Form der Schulden-
bremse mehrheitlich als zu 
starr empfunden wurde. Ein 
weiterer Tagesordnungspunkt 
war die Thüringer Beihilfever-
ordnung. Da der Ausschuss 
dieser Verordnung der Lan-

desregierung seine Zustim-
mung erteilen muss, wur-
de eine schriftliche Anhörung 
der Interessenverbände wie 
der Spitzenverbände der ge-
setzlichen und privaten Kran-
kenversicherung, der Gewerk-
schaften und des Bundes der 
Steuerzahler beschlossen. 
Zudem informierte Finanzmi-
nister Voß die Mitglieder des 
Ausschusses über die Bewirt-
schaftungssperre des Finanz-
ministeriums für den Haus-
halt 2012. 

Ausstellungen  im Landtag

Fotoausstellung „Fremde werden Freunde“ 
zeigt Einblicke in andere Kulturen
Besucht man dieser Tage das 
Funktionsgebäude des Thürin-
ger Landtags, kommt einem der 
abgewandelte Slogan „Die Welt 
zu Gast in Erfurt“ in den Sinn. 
Grund ist die Fotoausstellung 
„Fremde werden Freunde. Ge-
sichter – Eine fotografische Zwi-
schenbilanz“ des Erfurter Bild-
reporters Harald Mohr, die seit 
dem 1. Februar im Landesparla-
ment zu sehen ist. Die Ausstel-
lung zeigt Fotografien junger 
Menschen aus aller Welt, die in 
Erfurt studieren oder studier-
ten und Teil des Projekt „Frem-
de werden Freunde“ sind. Im 
Rahmen einer Kooperation zwi-
schen der Universität Erfurt, der 
Fachhochschule und der Stadt-
verwaltung werden ausländi-
sche Studierende an Erfurter 

Bürgerinnen und Bürger vermit-
telt, die als Paten den jungen 
Menschen zur Seite stehen. Ziel 
ist es, den Studierenden die An-
näherung an die deutsche Spra-
che, Lebensweise und an das 
Auslandsstudium zu erleichtern 
und zugleich den Paten an der 
Kultur des Gaststudenten teil-
haben zu lassen. Landtagsprä-
sidentin Birgit Diezel (CDU) be-
tont die Bedeutung des Engage-

ments der Erfurter Bürgerinnen 
und Bürger: „Toleranz bedeutet 
für uns die Verschiedenheit der 
Menschen anzuerkennen, ihre 
Herkunft, ihre Religion und ih-
re Wertvorstellungen zu achten. 
Dazu gehört die gastfreundli-
che Aufnahme für alle, die zu 
uns kommen. Dafür engagiert 
sich der Verein ‚Fremde wer-
den Freunde’ in eindrücklicher 
Weise.“ Die Ausstellung möch-
te dem Betrachter die Augen 
für die oft völlig verschiedenen 
Kulturkreise und die damit ver-
bunden unterschiedlichen Ge-
fühlswelten öffnen. Gleichzei-
tig geht es darum, die Neugier 
des Betrachters auf fremde Kul-
turen zu lenken und die Angst 
vor dem Fremden zu nehmen. 
Vizelandtagspräsidentin Dr. Bir-

git Klaubert (DIE LINKE, links im 
Bild) eröffnete die Ausstellung 
am 1. Februar gemeinsam mit 
der Leiterin des Projekts, Petra 
Eweleit. Alle interessierten Bür-
gerinnen und Bürger sind einge-
laden, die Ausstellung bis zum 
7. März werktags (außer an Ple-
nartagen) von 8.00 bis 18.00 
Uhr, im Funktionsgebäude des 
Thüringer Landtags zu besu-
chen.

Überlebende von Buchenwald und Mittelbau-
Dora im Gespräch mit Thüringer Schülern

Eindrücklich erzählt Albert van 
Dijk (Foto) den jungen Zuhö-
rern der Regelschule Lilien-
thal Erfurt und der Regelschu-
le Menteroda seine Geschich-
te. Er berichtet von seiner Ver-
schleppung nach Deutschland, 
von seiner Zeit im Krankenla-
ger des KZ Buchenwalds, von 
seiner Internierung im KZ Mit-
telbau-Dora, wo er fünf Mo-
nate lang im Stollen arbeitete, 
ohne einmal Tageslicht zu se-
hen. In seinen Erzählungen ist 
er so alt wie die Schüler, die vor 
ihm sitzen. – Rund 280 Thürin-
ger Schüler fanden am 26. Ja-
nuar 2012, im Vorfeld des Ge-
denktags für die Opfer des Na-
tionalsozialismus, ihren Weg 
in den Thüringer Landtag, um 
mit den ehemaligen Häftlin-
gen zu sprechen und an ihren 
Erinnerungen teilzuhaben. Ge-
kommen waren Naftalie Fürst 
aus Israel, Eva Pusztai und Herr 
Frankl aus Ungarn, Bertrand 
Herz aus Frankreich, Albert van 

Dijk aus den Niederlanden und 
Albert van Hoey aus Belgien 
sowie Gert Schramm, Thomas 
Gärtig und Kurt Pappenheim. 
Noch heute fällt es den ehe-
maligen Häftlingen schwer, 
über ihre Erlebnisse im La-
ger zu sprechen. Doch neh-
men sie diese Bürde auf sich, 
um heute junge Menschen an 
das Geschehene zu erinnern 
und aufzuklären. Albert Van 
Dijk bedankte sich bei den an-
wesenden Schülerinnen und 
Schülern mit den Worten: „Es 
ist immer ein schönes Gefühl 
zu erleben, dass viele Jugend-
liche an unserer Geschichte 
interessiert sind. Gemeinsam 
verfolgen wir ein Ziel, damit 
die Vergangenheit unverges-
sen bleibt und sich nie wieder-
holen möge.“ Das junge Pub-
likum, das bei den Schilderun-
gen van Dijks sichtlich betrof-
fen wirkte, wird das Gespräch 
mit ihm bestimmt nicht ver-
gessen.
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Die CDU-Fraktion sieht noch er-
heblichen Änderungsbedarf bei 
den Reformvorschlägen für eine 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
der EU nach 2013. „Insbesondere 
wehren wir uns gegen eine Be-

nachteiligung der Agrarstruk-
tur in den neuen Ländern“, sag-
te der agrarpolitische Sprecher 
Egon Primas. Die Fraktion hat-
te die GAP und die Zukunft der 
Landwirtschaft Thüringens auf 
die Tagesordnung gesetzt. „Wir 

Die CDU-Fraktion hat in einer 
von ihr beantragten Aktuel-
len Stunde Versuche zurückge-
wiesen, die Staatleistungen an 
die Kirchen in Frage zu stellen. 
„Die Kirchen leisten aus unse-
rer Sicht einen unersetzlichen, 
historisch tief verwurzelten Bei-
trag zur ethischen Orientierung 
und zum Gemeinwohl in un-
serem Land. Der Staat – gera-
de der religiös-weltanschaulich 
neutrale Staat – hat ein vita-
les Interesse an leistungs- und 
handlungsfähigen Kirchen. Der 
Staat kann und darf die Fragen 
nach der Wahrheit, dem Sinn 
und Sein nicht beantworten“, 
sagte der für kirchenpolitische 
Fragen zuständige Abgeordne-
te Dr. Klaus Zeh. Staatsleistun-

„Mit dem Seniorenmitwir-
kungsgesetz will die Landesre-
gierung die Rahmenbedingun-
gen für Teilhabe und Gestal-
tung verbessern. Mitwirkungs-
möglichkeiten der älteren 
Generation sollen auf feste ge-
setzliche Grundlagen gestellt 
werden.“ Das sagte 
der sozialpolitische 
Sprecher der CDU-
Fraktion, Christian 
Gumprecht, anläss-
lich der Einbringung 
des Seniorenmitwir-
kungsgesetzes. 
Gumprecht wies 
darauf hin, dass 
28 Prozent der Thü-
ringer Senioren sich bereits frei-
willig engagieren; sei es beim 
Sport, im Sozialen, für die Um-
welt oder im kulturellen Be-
reich. Das Ehrenamt baue auf 
diese Menschen. Nach den 
Worten des Sozialpolitikers sol-
len Teilhabe und Mitwirkung 
erleichtert werden. „Die Rah-
menbedingungen hierfür sol-
len unbürokratisch sein. Wir 
setzen auf Freiwilligkeit und 
gewachsene Strukturen von 
unten, nicht auf Reglemen-
tierung von oben“, beschrieb 
Gumprecht den Ansatz. Die 

„Zwischen den Fraktionen des 
Landtags herrscht Einigkeit 
hinsichtlich der konsequen-
ten Bekämpfung des Rechts-
extremismus und Rechtster-
rorismus, selbst wenn es un-
terschiedliche Auffassungen 
zum Umgang mit dem Ext-
remismus allgemein gibt“, so 
Jörg Kellner, Obmann der CDU-
Landtagsfraktion im Untersu-
chungsausschuss über „Mög-
liches Fehlverhalten der Thü-
ringer Sicherheits- und Justiz-
behörden im Zusammenhang 
mit rechtsextremen Struktu-
ren“. Nach seiner Auffassung, 
habe der Landtag „mit dem 
Untersuchungsausschuss das 
schärfste Schwert aller Par-

Egon Primas: Erheblicher Änderungsbedarf zur europäischen Agrarpolitik
wollen eine Weiterentwicklung 
der GAP zu einem effizienten 
und gesellschaftlich akzeptier-
ten System der Agrarförderung 
nach dem Grundsatz ‚Öffentli-
ches Geld für öffentliche und ge-
sellschaftlich erwünschte Leis-
tungen‘. Aber: Die Einführung 
größenbedingter Beschränkun-
gen in Form von Degression 
und Kappung lehnen wir bedin-
gungslos ab“, so Primas.
Niemand stelle die historisch 
entstandene Agrarstruktur 
mit kleinen bäuerlichen Betrie-
ben in Frage, genauso müsse 
die Agrarstruktur in den neu-
en Ländern akzeptiert und dür-
fe nicht diskriminiert werden. 
Handlungsbedarf sieht Primas 
auch bei den mit der GAP ver-
bundenen bürokratischen Las-
ten für Unternehmen und Ver-
waltung. Außerdem mahnte 
der CDU-Landtagsabgeordne-
te zu Geschlossenheit zwi-
schen Bund und Ländern. „Wir 

dürfen uns nicht auseinander-
dividieren lassen, wenn wir un-
sere Interessen wirkungsvoll 
in Brüssel vertreten wollen. 
Wir brauchen keine EU-Ag-
rarpolitik, die den Rückwärts-
gang einlegt, sondern Wettbe-
werbsfähigkeit und Ressour-
censchutz als zwei Seiten der 
gleichen Medaille“, so Primas.

Staatsleistungen beibehalten - 
Verkündigungsdienst und Seelsorge sichern

gen erhalten die Kirchen auf 
Basis geltender Staat-Kirche-
Verträge, in denen deutsches 
Verfassungsrecht konkretisiert 
wird. Das Alter dieser Ansprü-
che spielt laut Zeh keine Rolle. 
Frühere Staaten hätten den Kir-
chen zugesagt, Einnahmen aus 
Besitz zeitlich unbefristet zu er-
setzen, den sie den Kirchen ent-
zogen. 
Der Staat kann die Zahlung der 
Staatsleistungen laut Zeh ein-
stellen, wenn er sie ablöst. „Das 
heißt im Klartext: wenn er den 
Wert der enteigneten Güter so 
ersetzt, dass die Kirchen aus 
den Erträgen die Aufgaben wei-
ter finanzieren können, die sie 
damit bisher finanziert haben“, 
konkretisierte der Abgeordnete.

Untersuchungsausschuss: Kellner spricht für CDU
lamentarier gewählt.“ Es ge-
be ein vitales Interesse an der 
Aufklärung und der Beseiti-
gung möglicher Fehlerquellen, 
damit das Vertrauen in die Si-
cherheitsbehörden erhalten 
bzw. wieder hergestellt werde. 
Vorschnellen Schlüssen erteil-
te Kellner eine Absage. Deshalb 
wies er auch Zweifel an der 
Existenzberechtigung des Ver-
fassungsschutzes zurück. „Wer 
ohne Fakten und gesicherte Er-
kenntnisse staatliche Instituti-
onen von heut auf morgen ab-
schaffen will, der begibt sich 
auf dünnes Eis. Daher heißt die 
vorrangige Devise für den Aus-
schuss Aufklärung, Aufklärung 
und nochmals Aufklärung.“

Seniorenmitwirkungsgesetz für bessere Teilhabe
Landesregierung hat nach sei-
nen Worten die zentralen For-
derungen der Seniorenvertre-
tungen und der -verbände in 
den Entwurf aufgenommen, 
der nun in den Landtagsaus-
schüssen weiterberaten wird.
Wie er darlegte, erhält der 

neu geschaffene 
L a n d e s s e n i o r e n -
rat ein Anhörungs-
recht bei der Ein-
bringung von Ge-
setzen, die Belange 
der Senioren un-
mittelbar betreffen. 
Er berät und unter-
stützt die Landesre-
gierung in allen se-

niorenpolitischen Fragen. „Da-
mit wird der Landessenioren-
rat ein umfassendes Gremium 
der Meinungsbildung, der In-
teressenvertretung und des 
Erfahrungsaustausches für Se-
nioren auf dem Gebiet der Se-
niorenpolitik“, so Gumprecht 
wörtlich.
Laut Statistischem Landesamt 
ist fast jeder vierte Thüringer 
im Rentenalter. Der Anteil ist in 
den letzten 10 Jahren um zehn 
Prozent angestiegen und wird 
im Jahr 2020 bei immerhin 
28 Prozent liegen.

Das Integrationsziel für die Eu-
ropäische Union können nicht 

die Vereinigten Staaten von Eu-
ropa sein. Das hat die CDU-Frak-
tion anlässlich ihrer diesjährigen 
Winterklausur in Kloster Volken-
roda klargestellt. Die Fraktion 
hatte den Bundestagsabgeord-
neten Dr. Peter Gauweiler (CSU) 
eingeladen, der durch mehre-
re Klagen vor dem Bundesver-
fassungsgericht dafür gesorgt 

Parlamentarische Rechte in europäischen Fra-
gen umfassend wahren

hat, dass die parlamentarischen 
Rechte im europäischen Integra-

tionsprozess ge-
wahrt werden. 
„Wir unterstüt-
zen die Bundes-
regierung bei ih-
rem Einsatz für 
eine dauerhafte 
Stabilitätsunion, 
bestehen jedoch 
auf umfassen-
den parlamenta-

rischen Vorbehalten bei haus-
haltsrelevanten europapoliti-
schen Entscheidungen“, heißt es 
im Fraktionsbeschluss zur Win-
terklausur. Sofern auf dem Weg 
zu einer Politischen Union in Eu-
ropa der Verlust der nationalen 
Souveränität droht, fordert die 
Fraktion einen Volksentscheid 
des deutschen Staatsvolkes.

Egon Primas (rechts) im Gespräch 
mit dem langjährigen Leiter des 
Thüringenstandes und Organisator 
des Thüringer Auftrittes auf der 
Grünen Woche, Peter Leicht.
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Weiterhin drohen
Zwangsabschiebungen
„Der Innenausschuss will sich 
selbst ein Bild über die Lebens-
situation von aus Deutschland 
abgeschobenen Roma im Ko-
sovo machen und signalisiert 
damit, den Aussagen des Thü-
ringer Innenministers nicht zu 
trauen - das ist das einzig po-
sitive Ergebnis“, sagte Sabi-
ne Berninger, migrationspoliti-
sche Sprecherin der Linksfrak-
tion, nach der Beratung am 20. 
Januar. Der Ausschuss vertag-
te den Antrag der LINKEN und 
GRÜNEN auf Aussetzung von 
Abschiebungen in den Kosovo, 
Montenegro, Albanien und Ser-
bien bis mindestens Ende April 
im Rahmen eines Wintererlas-
ses.  „Auch die Landesregierung 
lehnte einen Abschiebestopp 
ab. Damit droht den Familien 
weiterhin die zwangsweise Ab-
schiebung in Länder, in denen 
Roma kaum Chancen auf eine 
menschenwürdige Existenz ha-
ben oder sogar Opfer ethnisch 
motivierter Angriffe werden.“ 

Sabine Berninger (Archiv-Fo-
to bei einer Aktion am Landtag 
zur Abschaffung der Residenz-
pflicht für Flüchtlinge in Thü-
ringen) kritisierte den Innenmi-
nister, der keine Anzeichen für 
Ausgrenzung erkennen könne. 
„UNHCR, OSZE, amnesty inter-
national, Pro Asyl und auch der 
Zentralrat der Sinti und Roma 
weisen die katastrophalen Le-
bensbedingungen infolge der 
Ausgrenzungen nach. Dann da-
von zu sprechen, dass es keine 
Anzeichen gäbe, ist zynisch und 
diskreditiert die seriösen und 
ausgesprochen unabhängigen 
Organisationen.“

Am 18. Januar haben die Vor-
sitzenden der Thüringer Land-

tagsfraktionen der LINKEN, der 
SPD und der GRÜNEN, weitere 
Abgeordnete der drei Parteien, 
Vertreter von Gewerkschaften 
und Initiativen gegen Rechtsex-
tremismus zu Protesten gegen 
den erneut angekündigten Auf-
marsch von Neonazis im Febru-
ar in Dresden aufgerufen. Ge-
meinsam haben die Politiker in 
der Nähe des Landtags in Erfurt 
Plakate des Bündnisses „Dres-
den Nazifrei!“ aufgehangen.
Erneut wollen in Dresden Neo-
nazis anlässlich des Jahrestages 
der Bombardierung der Stadt 
1945 aufmarschieren, aber auch 
in diesem Jahr werden sich wie-

Für „Dresden Nazifrei!“ gemeinsam aufgerufen
Friedlicher Protest gegen braunen Ungeist/ Naziterror umfassend aufklären

Erfolgreiche Stützerbacher Initiative „Lasst die Schule im Dorf!“
Die Stützerbacher Eltern-
initiative „Lasst die Schu-
le im Dorf!“ hat mit ei-
nem Besuch im Thüringer 
Landtag den vom Kom-
munalpolitischen Forum 
Thüringen verliehenen 
Ini tiativpreis 2011 einge-
löst. 

Er war ihr auf Vorschlag 
der Linksfraktion des 
Kreistages des Ilmkreises 
verliehen worden. An ei-
ner Diskussionsrunde mit 
der Bürgerinitiative im 
Fraktionssitzungsraum 
der LINKEN im Landtag 
hatten die Abgeordneten 
Martina Renner, stellver-
tretende Fraktionsvorsit-
zende, Heidrun Sedlacik, 

Vorsitzende des Kommunal-
politischen Forums, Micha-
ele Sojka, bildungspolitische 
Sprecherin, und Petra Enders, 
die sich persönlich für das 
Bürgerbegehren vor Ort stark 
engagierte hatte, teilgenom-
men.
Mit großer Mehrheit hatte 
sich am 4. Januar der Kreis-
tag des Ilmkreises für den 
Erhalt des Schulstandortes 
ausgesprochen. Damit konn-
ten die Initiatoren des ersten 
Thüringer Bürgerbegehrens 
auf Landkreisebene einen Er-
folg feiern. Mehr als 18.000 
Unterschriften waren für 
den Erhalt der Kneipp-Schu-
le Stützerbach zusammenge-
kommen, fast drei Mal so vie-
le wie nötig gewesen wären. 

der viele Menschen, unter ihnen 
zahlreiche Thüringer, dem brau-

nen Ungeist fried-
lich in den Weg 
stellen und an den 
Protesten betei-
ligen. Dies ist vor 
dem Hintergrund 
des bekannt ge-
wordenen Neona-
zi-Mordterrors um-
so wichtiger.
„Mit der von al-
len Fraktionen im 

Landtag beschlosse-
nen Einsetzung ei-
nes Untersuchungs-
ausschusses über-
nimmt nun das Par-
lament die Hoheit 
über die Aufklä-
rung des Versagens 
und der Fehlleistun-
gen der Sicherheits-
behörden“, erklär-
te der Vorsitzende 
der Fraktion DIE LINKE, Bodo Ra-
melow. 
Die Linksfraktion hat bei der 
Landtagsdebatte am 26. Janu-
ar gefordert, dass auch die Rol-
le der Geheimdienste im so ge-

nannten „Thüringer Heimat-
schutz“, der Keimzelle der spä-
teren Neonazi-Terrorgruppe, 
Gegenstand der parlamentari-
schen Untersuchung sein muss. 
Die LINKE hat zudem beantragt, 
das Untersuchungsausschuss-
gesetz zu ändern. „Insbeson-
dere die Rechte der Opposition 
müssen gestärkt und die Aus-
kunftsverweigerungsrechte der 
Landesregierung auf das verfas-
sungsrechtlich notwendige Maß 
reduziert werden. Nur dann kön-

nen die Regelungen zum viel be-
schworenen ‚scharfen Schwert’ 
der parlamentarischen Kontrolle 
werden“, betonte André Blech-
schmidt, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der LINKEN.

Fachtagung in der Linksfraktion „Arbeitnehmerrechte stärken!“ 
Richter und Rechtsanwälte, 
Personal- und Betriebsräte, 
Vertreter der Agentur für Ar-
beit und von Arbeitslosenini-
tiativen diskutieren mit Abge-
ordneten der LINKEN auf ei-
ner Tagung der Linksfraktion 
im Thüringer Landtag in Erfurt 
Möglichkeiten der Stärkung 
der Arbeitnehmerrechte. Frak-
tionsvorsitzender Bodo Ra-
melow betonte eingangs der 
sehr gut besuchten Veranstal-

tung, dass die Brisanz des The-
mas gar nicht hoch genug ein-
geschätzt werden könne und 
es auch einer Diskussion dar-
über bedarf, ob es nicht einen 
verfassungsrechtlichen An-
spruch auf Arbeit geben müs-
se. 
„Recht auf Arbeit – ein Men-
schenrecht zwischen Hoff-
nung und Anspruch“, lautete 
denn auch das Thema der Dis-
kussionsgrundlage von Jens 

Petermann, Thüringer Bun-
destagsabgeordneter der LIN-
KEN, der fast 20 Jahre als Ar-
beits- und Sozialrichter tätig 
war. DIE LINKE setzt sich ge-
meinsam mit der Rosa Luxem-
burg Stiftung schon geraume 
Zeit mit der Problematik „Gute 
Arbeit und faire Arbeitsbedin-
gungen“ auseinander und hat 
Mindeststandards für ein ein-
heitliches Arbeitsrecht zur Dis-
kussion gestellt.
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Dagmar Künast, die senioren-
politische Sprecherin der SPD-
Fraktion im Thüringer Land-
tag, bezeichnet das Senioren-
politische Konzept der Thü-
ringer Landesregierung als 
„großen Wurf für die Selbst-
bestimmung und Einbindung 
älterer Menschen“.  Das Kon-
zept wurde im Januar von der 
Thüringer Ministerin für Sozi-
ales, Familie und Gesundheit, 
Heike Taubert (SPD), im So-
zialausschuss des Thüringer 

Marx zur Vorsitzenden 
von Untersuchungs-
ausschuss gewählt
Der Thüringer Landtag hat mit 
den Stimmen aller Fraktio-
nen einen Untersuchungsaus-
schuss  zur Klärung möglicher 
Fehlleistungen der Thüringer 
Sicherheitsbehörden im Zu-
sammenhang mit der rechts-
extremen Mordserie einge-
setzt. 

Die SPD-Fraktion hatte einen 
solchen Ausschuss bereits im 
November gefordert. Zur Aus-
schussvorsitzenden wurde die 
justizpolitische Sprecherin der 
Fraktion und Anwältin Doro-
thea Marx gewählt. 

Marx, die bereits über Erfah-
rungen aus zwei Untersu-
chungsausschüssen im Bun-
destag verfügt, nimmt ih-
re neue Aufgabe gerne wahr: 
„Wir als Parlamentarier sind 
verpflichtet, unseren Teil zur 
Aufklärung beizutragen. Wir 
können uns nicht nur auf die 
Erkenntnisse von Behörden 
oder einer von der Regierung 
eingesetzten Kommission ver-
lassen.“ 

Für eine Sonderlösung in Be-
zug auf die Entscheidung zur 
Fortführung des Bürgermeis-
ter-Amtes in Hauptamtlich-
keit hat die SPD-Fraktion im 
Thüringer Landtag geworben. 
Weil Oberhof mit knapp 1.500 

Einwohnern seit Jahren un-
ter der vom Gesetz geforder-
ten 3.000-Einwohner-Grenze 
liegt, wäre nach dem 22. April 
2012 der dortige Bürgermeister 
nur noch ehrenamtlich tätig.
„Wenn es eine Rechtsgrund-
lage für eine Ausnahmege-
nehmigung gibt, sollte diese 

Die SPD-Landtagsfraktion hat 
sich in der vergangenen Ple-
narsitzung gegen eine Vorfest-
legung des Thüringer Land-
tags zur Zukunft des Areals 
des Truppenübungsplatzes 
Ohrdruf ausgesprochen. Die 
Landtagsabgeordneten Eleo-
nore Mühlbauer und Dr. Wer-
ner Pidde, in deren Wahlkrei-
sen sich das Übungsplatzare-
al befindet, riefen in der ver-
gangenen Plenardebatte im 
Thüringer Landtag dazu auf, 
die Schließung des Truppen-
übungsplatzes Ohrdruf auch 
als Chance für die zukünftige 
Entwicklung der Region zu be-
greifen. 
„Die Abgeschirmtheit der ver-

SPD-Landtagsfraktion für Sonderlösung in der Oberhof-Frage

in Oberhof definitiv angewen-
det werden“, erklärte Matthi-
as Hey, kommunalpolitischer 
Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion in der Aktuellen Stun-
de des vergangenen Plenums 
des Thüringer Landtages und 
bekräftigte dies mit Verweis 
auf die Aufgabenbreite, die in 
dieser Form kein einziger an-
derer Ort im Freistaat zu be-
wältigen habe.
 Auch Rolf Baumann, der tou-
rismuspolitische Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion, betonte 
die Sonderstellung Oberhofs 
und die anstehenden Aufga-
ben, die in den nächsten Jah-
ren auf die Tourismushoch-
burg zukommen: „Angesichts 
der Arbeit, die in Oberhof ge-
leistet werden muss, bezweifle 
ich, dass ehrenamtliche Struk-
turen ausreichen werden.“ 
Hey verwies zudem auf die 
derzeitige Rechtspraxis in Thü-
ringen, wonach es eine Reihe 
weiterer Orte gibt, die eben-
falls weniger als 3.000 Ein-
wohner haben, aber von einem 
hauptamtlichen Bürgermeis-

ter verwaltet werden. „Was 
woanders geht, muss doch 
auch und gerade für Oberhof 
möglich sein“, warb der Abge-
ordnete für eine Sonderlösung. 
 In Oberhof stehen in den 
nächsten Jahren eine Reihe 

wichtiger Investitionen an, au-
ßerdem ist die Stadt im Land-
kreis Schmalkalden-Meinin-
gen Austragungsort wichtiger 
internationaler Sportveran-
staltungen und kann nach Er-
furt und Weimar auf die meis-
ten Übernachtungsgäste in 
Thüringen verweisen.  

SPD-Innenpolitiker Matthias Hey SPD-Tourismusexperte Rolf Baumann

Großes Lob für das Seniorenpolitische Konzept der Landesregierung 
Landtages vorgestellt und in 
der Plenarsitzung am 25. Ja-
nuar beschlossen.
„Vor allem die Bereiche ‚Al-
tersgerechtes Wohnen und 
Mobilität’ sowie ‚Arbeits-
markt und finanzielle Sicher-
heit’ befassen sich mit den 
Themen, die in der älter wer-
denden Generation auf be-
sonderes Interesse stoßen“, 
meint die Sozialdemokratin 
und lobt, dass die Ministerin 
nicht nur von Mitwirkung re-

de, „sondern bei der Erstel-
lung des Konzepts neben der 
Mitarbeit der verschiedenen 
Ministerien sehr viel Wert auf 
die Zusammenarbeit mit dem 
Landesseniorenbereit gelegt 
hat“.
„Damit zieht sich“, so Künast, 
„ein roter Faden durch die Se-
niorenpolitik des Freistaates“.  
Außerdem zeige sich, dass das 
Sozialministerium nicht nur 
am Herausposaunen von Kon-
zepten interessiert sei. 

Zukunft des Areals des Truppenübungsplatzes Ohrdruf mit den Verantwortlichen der Region diskutieren
gangenen 100 Jahre hat da-
für gesorgt, dass sich auf dem 
46 Quadratkilometer großen 
Areal eine einzigartige Natur-
landschaft mit großer Arten-

vielfalt erhalten hat“, erklärte 
Mühlbauer und forderte, „die-
ses auch weiterhin in seiner 
Gesamtheit zu schützen und 
nach Möglichkeit einem sanf-
ten Tourismus zugänglich zu 
machen, damit die Anrainer-
kommunen nicht weiter nur 
die Einschränkungen haben.“ 
Aus Sicht des SPD-Politikers Dr. 
Werner Pidde „schließt ein sol-
ches Konzept eine weitere mi-
litärische Nutzung als Stand-
ortübungsplatz nicht per se 
aus.“ Es gelte nun, mit der 
Bundesregierung und den An-
rainerkommunen gemeinsam 
nach Lösungen zu suchen, da-
mit die Interessen der Bun-
deswehr, des Naturschutzes 

und der Menschen in der Re-
gion möglichst in Einklang ge-
bracht werden können.
Mühlbauer und Pidde forder-
ten die Landesregierung auf, 
sich insbesondere für die wei-
tere Entmunitionierung noch 
belasteter Flächen auf dem 
Gelände einzusetzen. „Es ist 
zwar schon viel geschafft. Mit 
der Entscheidung der schwarz-
gelben Bundesregierung, das 
Areal nicht mehr als Truppen-
übungsplatz zu betreiben, darf 
sich der Bund jedoch nicht aus 
der Verantwortung für die 
weitere Entmunitionierung 
noch belasteter Flächen steh-
len“, stellten die Parlamenta-
rier klar.Dr. Werner Pidde im Plenum
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FDP-Fraktion vor Ort in Sömmerda
Liberale besuchten Unternehmen und öffentliche Einrichtungen im Landkreis
Einen ganzen Tag lang war 
die FDP-Landtagsfraktion An-
fang Februar im Kreis Söm-
merda unterwegs. Der Ar-
beitskreis Wirtschaft und Fi-
nanzen unter der Leitung 
von Thomas L. Kemme-
rich besuchte zum Auftakt 
die Erdrich Umformtechnik 
GmbH & Co. KG in Sömmer-
da-Orlishausen. Wirtschafts-
experte Kemmerich und Frak-
tionschef Uwe Barth zeigten 
sich beeindruckt von der Leis-
tungsfähigkeit des Unterneh-
mens, das sich in den letzten 
Jahren vom Familienunter-
nehmen zum veritablen In-
dustriebetrieb entwickelt hat. 
„Weniger Bürokratie und gu-
te Rahmenbedingungen sind 
für solche Unternehmen ent-
scheidend für den Ausbau 
der Produktionskapazitäten“, 
stellte Kemmerich fest.
Der Arbeitskreis Bildung und 
Soziales unter Leitung von 
Marian Koppe besuchte zur 
gleichen Zeit das Pflege- und 
Betreuungszentrum/Seni-
orenheim Haus Schwanen-
teich in Kölleda, das 60 pfle-
gebedürftige Bewohner be-
heimatet und zudem eine 
Tagespflege anbietet. Der so-
zialpolitische Sprecher der 
Fraktion konnte sich mit sei-
nen Kollegen von einer „sehr 
gut geführten Pflegeeinrich-
tung“ in dem ehemaligen 
Schulgebäude überzeugen 
und lobte das Engagement 
der Gründerin Claudia Pap-
pe. Das Fachkräfteproblem 
trifft die Pflegebranche in den 
nächsten Jahren besonders 
hart. „Wir müssen die Attrak-
tivität des Pflegeberufs erhö-
hen“, so die Forderung Kop-
pes. Im Anschluss informier-
ten sich die Parlamentarier 
im ersten Verkehrspräventi-
onszentrum Deutschlands 
in Sömmerda. Das Modell-
projekt wird von der Kreis-
verkehrswacht seit Ende ver-
gangenen Jahres betrie-
ben. Der Leiter der Verkehrs-
wacht René Sachs lobte das 

ehrenamtliche Engagement 
der Mitglieder beim Ausbau 
und der Organisation der Ver-
kehrsteilnehmerschulungen 
im Kreis. Hier setzt auch eine 
Initiative der FDP-Fraktion für 
eine Wiedereinführung von 
flächendeckenden Verkehrs-
teilnehmerschulungen an. 
Die niedrigen Unfallzahlen 
im Kreis Sömmerda sind auch 
zahlreichen Schulungsprojek-
ten für Jugend-
liche zu verdan-
ken, auf die Poli-
zeihauptmeister 
Wolfgang Stark 
verwies. Zum 
kommunalpoliti-
schen Gespräch 
trafen sich die 
Parlamentarier 
im Buttstädter 
Rathaus mit 
dem Bürger-
meister der Stadt, Norbert 
Kresse (r.i.B. mit den Kom-
munalpolitikern Bergner und 
Kemmrich), und mit der Stell-
vertretenden Bürgermeiste-
rin, Karola Strien. Hauptpro-
blem der Kommunen sind 
die zurückgehenden Finanz-
zuweisungen bei gleichzeiti-
ger Zunahme der übertrage-
nen Aufgaben. In einer Ge-
bietsreform sehen die Kom-
munalpolitiker keine Lösung. 
Die FDP setzt 
dabei auch wei-
terhin auf  inter-
kommunale Zu-
sammenarbeit. 
Auf dem Rück-
weg nach Söm-
merda stopp-
ten die Libera-
len kurz an der A 
71, die seit vielen 
Jahren hinter 
der Kreisstadt 
endet. Gemein-
sam mit der IHK und Unter-
nehmern aus der Region hat 
der Sömmerdaer Abgeord-
nete Heinz Untermann (Fo-
to unten) die Initiative „Pro A 
71“ ins Leben gerufen, um den 
wichtigen Lückenschluss der 

Autobahn nach Norden her-
zustellen. Erfreuliche Nach-
richten konnte er am Rande 
des Fraktionsbesuchs in Söm-
merda verkünden. In einem 
Schreiben aus dem Bundes-
verkehrsministerium bestä-
tigte der parlamentarische 
Staatssekretär Jan Mücke 
erstmals das Vorliegen aller 
haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen für den Weiterbau. 

Zum Abschluss des Tages traf 
man sich zur öffentlichen 
Fraktionssitzung im Hotel „Er-
furter Tor“ in Sömmerda. Die 
stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende und Regelschullehre-
rin Franka Hitzing  stellte die 
Bildungspolitik von Minister 
Matschie in den Mittelpunkt 
ihrer Ausführungen. „Gegen 
die Versuche zur Abschaffung 
des dreigliedrigen, bewähr-
ten Schulsystems in Thürin-

gen werden wir weiter Wider-
stand leisten“, versprach Hit-
zing . Auch über Themen wie 
den Ausbau des Breitband-
netzes, den Bürokratieabbau 
oder den Datenschutz wurde 
angeregt diskutiert.

Thomas Kemmerich, wirt-
schaftspolitischer Sprecher 
der FDP-Fraktion im Thüringer 
Landtag, fordert eine Ausset-
zung der umstrittenen Rege-
lungen des Ladenöffnungsge-
setzes. „Es kann doch nicht sein, 
dass Unternehmen und ihre 
Mitarbeiter in einem rechtsun-
sicheren Raum agieren müs-
sen“, so Kemmerich. „In der 

Eichdirektion Mittel-
deutschland vorge-
schlagen
„Verwaltungsvereinfachung, 
Bürokratieabbau und Struktur-
reformen bleiben Fremdwor-
te für die Regierungskoalition 
in Thüringen“, stellte der FDP-
Abgeordnete Marian Koppe im 
Anschluss an die Debatte zum 
Antrag seiner Fraktion für ei-
ne gemeinsame Eichdirekti-
on Mitteldeutschland fest. Ob-
wohl Wirtschaftsminister Mat-
thias Machnig (SPD) bereits öf-
fentlich Handlungsbedarf bei 
dem Thema eingestanden hat-
te, lehnte die Regierungsmehr-
heit jegliche weitere Diskus-
sion im Ausschuss ab. Die Re-
gierung erstattete auch nicht 
wie üblich einen Sofortbe-
richt im Plenum. Rund 2 Mio. 
Euro Zuschüsse kostet das ei-
genständige Eichamt in Ilme-
nau den Thüringer Steuerzah-
ler jährlich. „Natürlich sind da-
mit auch 46 Arbeitsplätze ver-
bunden. Aber was im Norden 
Deutschlands und in Berlin-
Brandenburg möglich ist, soll-
te in Mitteldeutschland nicht 
daran scheitern, dass man sich 
nicht über einen gemeinsamen 
Standort einigen kann“, sagte 
Koppe. Er zeigte sich offen für 
weitere Vorschläge, wie bei-
spielsweise eine Kooperation 
zwischen Eichamt und Techni-
scher Universität Ilmenau. Die 
Möglichkeit, auf der Grundla-
ge des FDP-Antrages über die 
beste Lösung zu diskutieren, 
habe die Regierungskoalition 
aber mit der abgelehnten Aus-
schussüberweisung verpasst, 
so Koppe abschließend.

Aussetzung des Ladenöffnungsgesetzes gefordert
Plenardebatte hat die FDP mit 
einem Änderungsantrag so-
wohl auf die prekären Folgen 
in der Praxis als auch auf mög-
liche Rechtsprobleme hinge-
wiesen. Leider ohne Erfolg“, so 
der liberale Wirtschaftsexper-
te. Abgesehen davon, dass gro-
ße Teile des Ladenöffnungsge-
setzes einer Präzisierung durch 
Rechtsverordnungen bedürfen, 

lasse man Unternehmen und 
Arbeitnehmer bis dahin im Un-
klaren. „Wie soll ich einem Un-
ternehmer erklären, was das 
Gesetz bedeutet, wenn das zu-
ständige Ministerium es selbst 
noch nicht weiß“, fragt Kem-
merich. In der Praxis führe das 
Gesetz zur Verunsicherung al-
ler Beteiligten. Nach einer Um-
frage der IHK-Südthüringen se-

hen sich rund ein Drittel der 
Händler gar in ihrer Existenz 
gefährdet. „Dieses Gesetz 
produziert nur Verlierer und 
muss gestoppt werden. Es ist 
und bleibt ein Arbeitsverhin-
derungsgesetz, das dem tarif-
vertraglich dargelegten Wil-
len von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern diametral wi-
derspricht. 
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Untersuchungsausschuss ist richtiger Weg

Die Mordserie der aus Jena 
stammenden Rechtsextremis-
ten hat die gesamte Bundes-

republik schockiert – und auch 
das Vertrauen in die staatli-
chen Instanzen erschüttert.
„Diesem Vertrauensverlust 
kann nur mit einer öffentli-
chen und lückenlosen Aufklä-
rung begegnet werden. Und 
an der Spitze dieser Aufklä-
rung muss in einer Demokra-
tie das Parlament stehen“, 
sagt Anja Siegesmund, Vorsit-
zende der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. Damit der 
Landtag diese Aufgabe aber 
auch wahrnehmen kann, muss 
er über die nötigen Informati-

onen verfügen. Bislang erhiel-
ten die Parlamentarier die-
se vor allem aus den Medien. 
„Der nun beschlossene Un-
tersuchungsausschuss ist da-
her die einzig logische Konse-
quenz“, so Siegesmund. „Dies 
ist eine große Zusatzaufgabe – 
aber diesen Aufwand sind wir 
den Opfern und ihren Angehö-
rigen schuldig.“ 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
werden zudem darauf drän-
gen, dass aus den Erkenntnis-
sen des Untersuchungsaus-
schusses die nötigen Konse-

quenzen für die Behörden ge-
zogen werden. „Es darf nie 
wieder sehenden Auges weg-
geschaut werden“, schließt 
Siegesmund.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Landtagsfraktion Thüringen 
haben im Januar einen Ge-
setzentwurf in den Thürin-
ger Landtag eingebracht, der 
die Rechte der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission 
(ParlKK) verbessern soll. Die 
ParlKK hat die Aufgabe, die Ar-
beit des Verfassungsschutzes 

Chance für Klimaschutz verpasst
Das Autoland Deutschland 
leistet sich mit den Dienstwa-
genprivilegien eine Subven-
tionierung verbrauchsstarker 
Fahrzeuge in Höhe von über 
drei Milliarden Euro pro Jahr.
„Diese Belastung der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler 
ist aus unserer Sicht nicht halt-
bar“, sagt Jennifer Schubert, 
verkehrspolitische Spreche-
rin von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Deshalb hat die Fraktion 
in Anlehnung an die Grünen 
im Bundestag einen Antrag 
eingebracht, der die Besteu-
erung von Dienstfahrzeugen 
umgestalten sollte. Demnach 
sollten Fahrzeuge, die über 120 

Gramm Kohlendioxyd pro Ki-
lometer ausstoßen, nur noch 
eingeschränkt absetzbar sein, 
Fahrzeuge mit mehr als 240 
Gramm CO2 je Kilometer gar 
nicht mehr. Im Gegensatz da-
zu sollten Autos, die weniger 
als 60 Gramm Kohlendioxyd 
ausstoßen, besonders geför-
dert werden, um damit einen 
besonderen Anreiz für alterna-
tive Antriebe zu schaffen.
„Leider wurde unser Antrag ab-
gelehnt“, sagt Schubert. „Da-
mit wurde wieder eine Chan-
ce vergeben, auf den Bund Ein-
fluss zu nehmen, diese über-
fällige Steuerreform endlich 
anzugehen.“

Carsten Meyer (rechts), finanzpolitischer Sprecher der Land-
tagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Oberbürgermeis-
terkandidat für Weimar, führte am 12. Januar interessierte 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bundesdelegiertenkon-
ferenz der Grünen durch die Goethe-Stadt. 

Starkes Parlament für Kontrolle des Verfassungsschutzes nötig
zu kontrollieren. „Nicht nur 
in jüngster Vergangenheit ist 
das Thüringer Landesamt für  
den Verfassungsschutz be-
rechtigter Weise in Kritik ge-
raten. Denn im Zusammen-
hang mit den drei Thüringer 
Rechtsterroristen wird auch 
ihm schweres Versagen vor-
geworfen“, so der bündnisgrü-

ne Innenpolitiker Dirk Adams.  
„Die derzeit geringen Kom-
petenzen der ParlKK sind ei-
ne Ursache dafür, dass parla-
mentarische Kontrolle gelin-
gen konnte. Diese Reform ist 
aber nur ein erster Schritt um 
die Aufklärungsmöglichkeiten 
zu erweitern um eine gesell-
schaftliche Debatte zu ermög-

lichen“, so Adams. Damit wür-
de die parlamentarische Kont-
rolle in Thüringen endlich auf 
ein bundesweites Niveau ge-
hoben. „Dieser erste Schritt, 
muss unmittelbar vom zwei-
ten gefolgt werden, denn Zie-
le, Aufgaben und Mittel aller 
Verfassungsschutzämter ge-
hören auf den Prüfstand.“

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beteiligte sich am 
18. Januar in Erfurt an der Plakataktion zu Dresden nazifrei. 
„Wir wollen möglichst viele Menschen dafür gewinnen, gegen 
den braunen Ungeist auf die Straße zu gehen und  Menschen-
feindlichkeit sowie Rassismus allerorten die rote Karte zu zei-
gen“, sagt Astrid Rothe-Beinlich, Vizepräsidentin des Landtags.

Wenig Engagement für Nachhaltigkeit
Der „Erdgipfel“ in Rio de Janei-
ro jährt sich 2012 zum 20. 
Mal – für die Landtagsfrakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Grund genug, dieses herausra-
gende Ereignis zum Thema im 
Thüringer Landtag zu machen. 
„Dies ist schon deshalb wich-
tig, weil im Juni die Konferenz 
Rio+20 der UNO ansteht“, er-
klärt Dr. Frank Augsten, um-
weltpolitischer Sprecher der 
bündnisgrünen Fraktion, zum 
Antrag. „Das Ergebnis der 
Plenardebatte war allerdings 
so enttäuschend wie ernüch-
ternd.“ Die Landesregierung 

gab keinen Bericht zur Nach-
haltigkeit in Thüringen ab und 
das Thema wurde nicht ein-
mal für so wichtig gehalten, es 
für die weitere, vertiefende De-
batte in die Fachausschüsse zu 
verweisen. 

„Das ist kein guter Auftakt für 
die Diskussion der Thüringer 
Nachhaltigkeitsstrategie, die 
im Februar in den Landtag ein-
gebracht wird“, meint Augs-
ten. „Aus Sicht der Grünen hat 
dieses Thema mehr Aufmerk-
samkeit und Engagement ver-
dient.“
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Die Bürgerbeauftragte

Der Datenschutzbeauftragte

Die Beauftragte für die Stasiunterlagen

Internetpranger 
Anfang des Jahres wurde be-
kannt, dass die Hacker-Grup-
pe Anonymous unter dem Titel 
"Operation Blitzkrieg" Home-
pages und Datenbanken von 
tatsächlichen oder vermeint-
lichen Unterstützern der Neo-
nazi-Szene angreift und deren 
Daten im Internet veröffent-
licht. Da nach Aussagen des 
Nachrichtenmagazins „Der 
Spiegel“ dabei die meisten 
Datensätze von Anonymous 
nicht selbst neu beschafft, 
sondern lediglich zusammen-
getragen wurden, verurteil-
ten der Deutsche Journalisten-
Verband, aber auch Initiativen 
wie "Netz gegen Nazis" die un-
geprüften Veröffentlichun-
gen dieser persönlichen Infor-
mationen. Unabhängig davon, 
ob der betroffene Personen-
kreis mit dem zur Last geleg-
ten Sachverhalt in Verbin-
dung steht und der notwen-

digen Abwägung zwischen 
den Belangen der Meinungs-
freiheit und dem von dem Per-
sönlichkeitsrecht des Betrof-
fenen ausgehenden Schutz-
anspruch stellt sich die Frage, 
wie diese Veröffentlichung da-
tenschutzrechtlich zu beurtei-
len ist. Fraglich ist hier bereits, 
ob die Daten zulässigerweise 
erhoben wurden. Dies richtet 
sich bei nicht öffentlichen Stel-
len nach dem Zweck, für den 
sie erhoben werden sollen. Da 
es sich hier um eine Erhebung 
von Daten zum Zweck der spä-
teren Übermittlung über das 
Internet handelt, findet § 29 
BDSG Anwendung. Das Erhe-
ben und Speichern ist nach 
§ 29 BDSG bspw. zulässig, 
wenn ein Grund zu der Annah-
me eines schutzwürdigen Inte-
resses des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Datenerhe-
bung und -speicherung nicht 

gegeben ist und die Daten 
aus allgemein zugänglichen 
Quellen entnommen werden. 
Handelt es sich um illegal ver-
schaffte Daten, ist deren Er-
hebung und Veröffentlichung 
auch illegal und somit strafbar, 
die rechtswidrig erlangten Da-
ten sind somit zu löschen. Dies 
ist in den bekannt gewordenen 
Fällen deshalb schwierig um-
zusetzen, weil sich die Server 
außerhalb Deutschlands be-
finden und keine Verantwort-
lichen im Inland festzustel-
len sind. Bei allem Verständnis 
für eine konsequente Bekämp-
fung rechtsextremistischer Be-
strebungen dürfen jedoch die 
rechtsstaatlichen Grundsätze 
nicht missachtet werden. Des-
halb sind derartige Internet-
pranger mit illegal beschafften 
Daten grundsätzlich abzuleh-
nen, egal, gegen welchen Per-
sonenkreis sie sich richten.

Vorteile mediativer Elemente bei der Konfliktlösung nutzen
Die Bürgerbeauftragte be-
suchte am 10. Januar 2012 die 
Fachtagung an der Fachhoch-
schule Fulda zur Thematik 
„Mediation und mediative Ele-
mente im Sozialrecht nutzen“. 
Eingeladen waren u. a. Wis-
senschaftler sowie Praktiker 
aus Behörden, Gerichten, der 
Anwaltschaft und Sozial- und 
Mediationsverbänden.
Es wurden Projekte aus den 
verschiedenen Verfahrenssta-
dien sozialrechtlicher Konflik-
te diskutiert, bei denen Media-
tion und meditative Elemente 
zur Anwendung kommen.
In diesem Zusammenhang 

wurde deutlich, dass eine früh-
zeitige Einbindung kommuni-
kativer Elemente in das Ver-
fahren bis zur Bescheidung, 
sich als Vorteil erweist. Der 
persönliche Kontakt mit dem 
Bürger und eine angemesse-
ne Kommunikation spielen da-
bei eine wesentliche Rolle, weil 
dies der umfassenden Sach-
verhaltsaufklärung dient und 
unnötigen Widersprüchen 
entgegenwirkt sowie die Kla-
geflut bei den Sozialgerichten 
mindert.
Auch wurde beispielsweise die 
Bedeutung eines „Bescheider-
klärers“ hervorgehoben, als ein 

besonderes Beratungsangebot 
für die Bürger. Unklarheiten 
und Missverständnisse kön-
nen ausgeräumt werden, was 
eine gute Basis für Akzeptanz 
und Vertrauen schafft.
„Als Bürgerbeauftragte kann 
ich aus eigener Erfahrung nur 
betonen, dass es für die Bürger 
wichtig ist, dass sie ihre Anlie-
gen persönlich vortragen kön-
nen, angehört werden und mit 
der Bürgerbeauftragten ins 
Gespräch kommen können, 
gerade auch im Hinblick auf 
eine effektive und möglichst 
dauerhafte Konfliktlösung, so 
Frau Liebaug abschließend.

Die Landesbeauftragte für Stasi-Unterlagen informiert über die neuere 
Rechtsprechung des Thüringer Oberlandesgerichtes bezüglich der 
Rehabilitierung von Heimkindern in der DDR nach dem Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG)
Nach dem StrRehaG ist Vor-
aussetzung für eine Rehabi-
litierung - vereinfacht darge-
stellt -  das Vorliegen von zwei 
Voraussetzungen: 1. Politische 
Verfolgung  und 2. Haft oder 
haftähnliche Zustände. Bei 
der Unterbringung von Heim-
kindern war das Vorliegen 
bzw. der Nachweis von haft-
ähnlichen Zuständen oftmals 
problematisch. In der Novel-
lierung  des StrRehaG vom 
22.06.2011 wurden erstmals 

die „Unterbringung in einem 
Heim für Kinder und Jugend-
liche, die der politischen Ver-
folgung  oder sonstigen sach-
fremden Gründen gedient 
hat“ explizit genannt. In der 
Rechtsprechung war zunächst 
strittig, ob dies lediglich eine 
redaktionelle Klarstellung be-
deuten oder ob dies auch ei-
ne inhaltliche Änderung dar-
stellen sollte. Das OLG Thürin-
gen hat in mehreren Entschei-
dungen, zuletzt mit Beschluss 

vom 19.01.2012 (Az: 1 Ws Reha 
54/11), klargestellt, dass durch 
Aufnahme dieser Passage 
in das Gesetz vom Gesetze-
ber das Vorliegen haftähnli-
cher Zustände nunmehr un-
terstellt wird und nicht mehr 
beim Rehabilitierungsantrag 
geprüft zu werden braucht. 
Betroffene, deren Rehabilitie-
rungsanträge an diesem Kri-
terium gescheitert waren, 
sollten daher einen neuen An-
trag stellen.


